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Gerechtigkeit als Herausforderung für das Handeln der Kirche in der 
Gegenwart  - Sozialwort der Deutschen Bischofskonferenz (1997)  
„Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ (Schwerpunkt: 3. Kapitel) 
 

Vorwort 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Deutsche Bischofskonferenz legen ihr Wort zur 

wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland in einer Zeit vor, in der mutiges und weitsichtiges Handeln 

besonders gefragt ist. Die Arbeitslosigkeit in Deutschland hat einen Höchststand nach dem Zweiten Weltkrieg 

erreicht. Der Sozialstaat ist an Belastungs- und Finanzierungsgrenzen gestoßen. Die traditionelle Sozialkultur 

befindet sich im Zuge der Industrialisierung und Urbanisierung in einem starken Wandel und hat sich an vielen 

Stellen aufgelöst. Anspruchsdenken und Egoismus nehmen zu und gefährden den solidarischen Zusammenhalt in 

der Gesellschaft. 

Geleitet und ermutigt durch das christliche Verständnis vom Menschen, durch die biblische Botschaft und die 

christliche Sozialethik wollen die Kirchen ihren Beitrag zu der notwendigen Neuorientierung der Gesellschaft 

und Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft leisten. Ihr Anliegen ist es, zu einer Verständigung über die 

Grundlagen und Perspektiven einer menschenwürdigen, freien, gerechten und solidarischen Ordnung von Staat 

und Gesellschaft beizutragen und dadurch eine gemeinsame Anstrengung für eine Zukunft in Solidarität und 

Gerechtigkeit möglich zu machen. Die Kirchen sehen es dabei nicht als ihre Aufgabe an, detaillierte politische 

oder ökonomische Empfehlungen zu geben. Es ist auch nicht ihre Sache, zu aktuellen politischen Streitfragen 

Stellung zu beziehen und eine Schiedsrichterrolle zu übernehmen. Die Kirchen sehen ihren Auftrag und ihre 

Kompetenz vor allem darin, für das einzutreten, was dem solidarischen Ausgleich und zugleich dem 

Gemeinwohl dient. 

Das Wort der Kirchen ist in sechs Kapitel gegliedert. Kapitel 1 nimmt eine Würdigung des 

Konsultationsprozesses vor, der der Erstellung des gemeinsamen Wortes vorausgegangen ist. Die Kapitel 2 bis 5 

orientieren sich an dem Strukturprinzip "sehen - urteilen - handeln". Im Schlußkapitel soll deutlich gemacht 

werden, daß das gemeinsame Wort für die Kirchen auch Selbstverpflichtung bedeutet. 

Die Kapitel 2 bis 5 haben einen unterschiedlichen Charakter. Kapitel 3 und 4 weisen auf die Prinzipien und 

Maßstäbe hin, die nach Ansicht der Kirchen unabdingbare Voraussetzung für eine solidarische und 

zukunftsgerechte Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung sind. Vor allem um diesen Grundkonsens geht es den 

Kirchen. Dazu erhoffen sie sich eine breite Zustimmung. Die Konkretisierungen und Richtungshinweise in den 

Abschnitten 2 und 5 hingegen sind ein Beitrag zur öffentlichen Verständigung über Probleme und mögliche 

Lösungswege. 

Den sechs Kapiteln vorangestellt ist eine Art Hinführung, die die Grundgedanken systematisch zusammenfaßt. 

Dieser "Kurztext" kann und soll das ausführliche Wort nicht ersetzen. Aber er erleichtert es, die Intention der 

Kirchen zu erfassen und sich über ihre Grundanliegen einen Überblick zu verschaffen. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Deutsche Bischofskonferenz haben ihr Wort in einem 

breit angelegten Konsultationsprozeß vorbereitet. An der Durchführung des Prozesses haben sich weitere 

Kirchen beteiligt. Zahlreiche Stellungnahmen sind eingereicht worden. Allen, die auf die eine oder andere Weise 

mitgewirkt haben, ist sehr herzlich zu danken. 
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Hinführung 

(1) Das vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und von der Deutschen Bischofskonferenz vorgelegte 

Wort der Kirchen trägt den Titel: "Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit". Es bezieht sich auf die 

aktuelle Diskussion über Maßstäbe der Wirtschafts- und Sozialpolitik. In ihr sind zwei Begriffe in den 

Vordergrund getreten: Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit. Es genügt nicht, das Handeln an den Bedürfnissen 

von heute oder einer einzigen Legislaturperiode auszurichten, auch nicht allein an den Bedürfnissen der 

gegenwärtigen Generation. Zu kurzfristigem Krisenmanagement gibt es manchmal keine Alternative. Aber das 

individuelle und das politische Handeln dürfen sich darin nicht erschöpfen. Wer notwendige Reformen 

aufschiebt oder versäumt, steuert über kurz oder lang in eine existenzbedrohende Krise. 

(2) Die Kirchen treten dafür ein, daß Solidarität und Gerechtigkeit als entscheidende Maßstäbe einer 

zukunftsfähigen und nachhaltigen Wirtschafts- und Sozialpolitik allgemeine Geltung erhalten. Sie sehen es als 

ihre Aufgabe an, in der gegenwärtigen Situation auf Perspektiven des christlichen Glaubens für ein humanes 

Gemeinwesen, auf das christliche Verständnis vom Menschen und auf unveräußerliche Grundwerte hinzuweisen. 

Solidarität und Gerechtigkeit sind notwendiger denn je. Tiefe Risse gehen durch unser Land: vor allem der von 

der Massenarbeitslosigkeit hervorgerufene Riß, aber auch der wachsende Riß zwischen Wohlstand und Armut 

oder der noch längst nicht geschlossene Riß zwischen Ost und West. Doch Solidarität und Gerechtigkeit 

genießen heute keine unangefochtene Wertschätzung. Dem Egoismus auf der individuellen Ebene entspricht die 

Neigung der gesellschaftlichen Gruppen, ihr partikulares Interesse dem Gemeinwohl rigoros vorzuordnen. 

Manche würden der regulativen Idee der Gerechtigkeit gern den Abschied geben. Sie glauben fälschlich, ein 

Ausgleich der Interessen stelle sich in der freien Marktwirtschaft von selbst ein. Für die Kirchen und Christen 

stellt dieser Befund eine große Herausforderung dar. Denn Solidarität und Gerechtigkeit gehören zum Herzstück 

jeder biblischen und christlichen Ethik. 

(3) Diese Hinführung faßt die Hauptgedanken des Wortes zusammen. Sie tut das nicht in der Form einer 

Inhaltsangabe der einzelnen Kapitel, sondern durch eine systematische, in 10 Thesen entfaltete Darstellung: 

1. Die Kirchen wollen nicht selbst Politik machen, sie wollen Politik möglich machen. 

(4) Das Wort der Kirchen ist kein alternatives Sachverständigengutachten und kein weiterer 

Jahreswirtschaftsbericht. Die Kirchen sind nicht politische Partei. Sie streben keine politische Macht an, um ein 

bestimmtes Programm zu verwirklichen. Ihren Auftrag und ihre Kompetenz sehen sie auf dem Gebiet der 

Wirtschafts- und Sozialpolitik vor allem darin, für eine Wertorientierung einzutreten, die dem Wohlergehen aller 

dient. Sie betrachten es als ihre besondere Verpflichtung, dem Anliegen jener Gehör zu verschaffen, die im 

wirtschaftlichen und politischen Kalkül leicht vergessen werden, weil sie sich selbst nicht wirksam artikulieren 

können: der Armen, Benachteiligten und Machtlosen, auch der kommenden Generationen und der stummen 

Kreatur. Sie wollen auf diese Weise die Voraussetzungen für eine Politik schaffen, die sich an den Maßstäben 

der Solidarität und Gerechtigkeit orientiert. 

(5) Der Konsultationsprozeß ist dafür ein vorzügliches Beispiel. In ihm vollzog sich ein intensiver Prozeß der 

Bewußtseinsbildung und des gemeinsamen Lernens. Das hat mit politischem Handeln viel mehr zu tun, als auf 

den ersten Blick erkennbar ist. Handlungsfähigkeit und Handlungsbereitschaft der Politik werden in der 

Demokratie entscheidend durch Einstellungen und Verhaltensweisen aller Bürgerinnen und Bürger bestimmt. 

Der kirchliche Beitrag, wie etwa im Konsultationsprozeß, ist um so erfolgreicher, je mehr es ihm gelingt, 

Einstellungen und Verhaltensweisen zu verändern und dadurch die politischen Handlungsspielräume zu 

erweitern, und umgekehrt um so erfolgloser, je weniger er in dieser Hinsicht auslöst und bewirkt. In einer 

Demokratie sind die Handlungsspielräume der Politik abhängig von den Einstellungen und Verhaltensweisen der 

Wählerinnen und Wähler. Aus der Verantwortung aber, die vorhandenen und die neu geschaffenen 

Handlungsspielräume mutig zu nutzen, kann die Politik nicht entlassen werden. 

2. Die Qualität der sozialen Sicherung und das Leistungsvermögen der Volkswirtschaft bedingen 

einander. 

(6) Die Diskussionsgrundlage, mit der die Kirchen im November 1994 den Konsultationsprozeß angestoßen 

haben, wurde häufig als "Sozialpapier" bezeichnet. Das ist eine Verkürzung, die weder der Intention der Kirchen 

noch der gestellten Aufgabe gerecht wird. Um beides soll es gehen: um die soziale und die wirtschaftliche Lage. 

Denn die Qualität und finanzielle Stabilität der sozialen Sicherung und das Leistungsvermögen der 
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Volkswirtschaft bedingen einander. Verteilt werden kann nur das, was in einem bestimmten Zeitraum an Gütern 

und Dienstleistungen erbracht worden ist. Wird dieser Sachverhalt ignoriert und das gesamtwirtschaftliche 

Leistungsvermögen dauerhaft durch einen überproportionalen Anstieg der vom Staat vorgenommenen 

Umverteilung überfordert, dann werden die finanziellen Fundamente der sozialen Sicherung unterspült. 

(7) Der dynamische Charakter des marktwirtschaftlichen Systems, der dem Westen Deutschlands vor allem in 

den 50er und 60er Jahren zugute gekommen ist, wirkt sich gegenwärtig zugunsten anderer Anbieter in der 

globalisierten Wirtschaft aus. Daraus entsteht ein Anpassungsdruck auf die deutsche Volkswirtschaft, der sich 

auch im Abbau von Arbeitsplätzen niederschlägt. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze hält damit nicht Schritt. Die 

mit dieser Entwicklung verbundenen Gefahren dürfen nicht verniedlicht und kleingeredet werden. Es besteht 

dringlicher Handlungsbedarf. 

(8) Die wirtschaftliche und soziale Situation in Deutschland darf aber auch nicht schlechtgeredet werden. Die 

anhaltenden Exportüberschüsse belegen die nach wie vor hohe Leistungsfähigkeit großer Teile der deutschen 

Volkswirtschaft. Die Lohnstückkosten sind ein wesentlicher, freilich nicht der alleinige ökonomische Faktor. 

Tarifpartnerschaft und soziale Sicherung haben zu einem sozialen Frieden geführt, der sich als bedeutsamer 

Standortvorteil erwiesen hat. 

3. Die Soziale Marktwirtschaft braucht eine strukturelle und moralische Erneuerung. 

(9) Eine Wirtschafts- und Sozialordnung kommt nicht ohne rahmengebende rechtliche Normierungen und 

Institutionen aus. Appelle genügen nicht. Dieser Einsicht hat das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft 

Rechnung getragen. Es wird in der Bundesrepublik Deutschland seit fünf Jahrzehnten erfolgreich praktiziert. Die 

Freiheit des Marktes und der soziale Ausgleich waren dabei die beiden tragenden Säulen. Die Kirchen sehen im 

Konzept der Sozialen Marktwirtschaft weiterhin - auch für die andauernde, mit großen Härten verbundene 

wirtschaftliche Konsolidierung der neuen Bundesländer und für die Vertiefung und Erweiterung der 

europäischen Einigung - den geeigneten Rahmen für eine zukunftsfähige Wirtschafts- und Sozialpolitik. Das 

Leistungsvermögen der Volkswirtschaft und die Qualität der sozialen Sicherung sind wie zwei Pfeiler einer 

Brücke. Die Brücke braucht beide Pfeiler. Heute ist die Gefahr groß, daß die Wettbewerbsfähigkeit auf Kosten 

der sozialen Sicherung gestärkt werden soll. Nicht nur als Anwalt der Schwachen, auch als Anwalt der Vernunft 

warnen die Kirchen davor, den Pfeiler der sozialen Sicherung zu untergraben. 

(10) Eine wesentliche Bedingung für den Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft war ihre beständige Verbesserung. 

Das setzt Reformfähigkeit voraus. Heute dagegen sind Besitzstandswahrung und Strukturkonservatismus weit 

verbreitet, und zwar auf allen Seiten. Besitzstandswahrung darf nicht zu einem Kampfbegriff in der Diskussion 

um den Umbau des Sozialstaats werden. Auch die Verteidigung von Besitzständen an Subventionen und 

steuerlichen Vorteilen verhindert Reformen. 

(11) Grundlegend muß die Erneuerung der wirtschaftlichen Ordnung auf ihre Weiterentwicklung zu einer sozial, 

ökologisch und global verpflichteten Marktwirtschaft zielen. Wer die natürlichen Grundlagen des Lebens nicht 

bewahrt, zieht aller wirtschaftlichen Aktivität den Boden unter den Füßen weg. Solidarität und Gerechtigkeit 

können ihrem Wesen nach nicht auf das eigene Gemeinwesen eingeschränkt, sie müssen weltweit verstanden 

werden. Darum müssen zur sozialen die ökologische und globale Verpflichtung hinzutreten. Die Erwartung, eine 

Marktwirtschaft ohne solche Verpflichtungen, eine gewissermaßen adjektivlose, reine Marktwirtschaft könne 

den Herausforderungen besser gerecht werden, ist ein Irrglaube. 

(12) Die Strukturen allein reichen allerdings nicht. Eine sozial, ökologisch und global verpflichtete 

Marktwirtschaft ist moralisch viel anspruchsvoller, als im allgemeinen bewußt ist. Die Strukturen müssen, um 

dauerhaften Bestand zu haben, eingebettet sein in eine sie tragende und stützende Kultur. Der individuelle 

Eigennutz, ein entscheidendes Strukturelement der Marktwirtschaft, kann verkommen zum zerstörerischen 

Egoismus. Die offenkundigste Folge sind Bestechung, Steuerhinterziehung oder der Mißbrauch von 

Subventionen und Sozialleistungen. Es ist eine kulturelle Aufgabe, dem Eigennutz eine gemeinwohlverträgliche 

Gestalt zu geben. 

(13) Die Kirchen haben in der biblischen und christlichen Tradition einen reichen Schatz, der wie in der 

Vergangenheit so auch in der Zukunft kulturprägend wirksam gemacht werden kann. Sie stehen für eine Kultur 

des Erbarmens. Die Erfahrung des Erbarmens Gottes, von der Befreiung Israels aus Ägypten an, ist in der Bibel 

die Grundlage für das Doppelgebot der Gottes- und Nächstenliebe. Den Blick für das fremde Leid zu bewahren 
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ist Bedingung aller Kultur. Erbarmen im Sinne der Bibel stellt dabei kein zufälliges, flüchtig-befristetes Gefühl 

dar. Die Armen sollen mit Verläßlichkeit Erbarmen erfahren. Dieses Erbarmen drängt auf Gerechtigkeit. 

4. In der sozialen Sicherung spricht nichts für einen Systemwechsel, Reformen aber sind unerläßlich. 

(14) Die verschiedenen Säulen der sozialen Sicherung sind in Deutschland über einen Zeitraum von mehr als 

hundert Jahren als ein anpassungsfähiges System solidarischer Risikogemeinschaft aufgebaut worden. Dieses 

System verdient es, in seiner Grundidee und seinen Grundelementen erhalten und verteidigt zu werden. Nach 

wie vor ist Deutschland eines der reichsten Länder der Erde. Das Bruttosozialprodukt war noch nie so hoch wie 

zur Zeit. Die derzeit diskutierten Alternativ-Modelle stellen keine zukunftsweisenden Lösungen dar, die 

langwierige und risikobeladene Umstellungsverfahren rechtfertigen könnten. Die Hinweise auf die Verhältnisse 

in den USA verkennen die unterschiedliche soziokulturelle Tradition und werfen Fragen der sozialen 

Gerechtigkeit auf. 

(15) Im Rahmen des gegenwärtigen Systems sozialer Sicherung sind allerdings, um die finanzielle Stabilität zu 

gewährleisten, spürbare Änderungen nötig. Dazu gehören auch strukturelle Änderungen, durch die die einzelnen 

an Verhaltensweisen zu Lasten der Versichertengemeinschaft gehindert werden. Anspruchsberechtigung und 

Leistungsverpflichtung müssen spürbarer aneinander gekoppelt werden. Das nötigt auch zu Einschnitten bei den 

sozialen Leistungen. Sie werden nur im Streit zustande kommen. Dieser Streit hat - neben den nötigen 

gesetzgeberischen Entscheidungen - vor allem in der Auseinandersetzung der Tarifpartner seinen sinnvollen Ort. 

(16) Eine beträchtliche Schwäche des gegenwärtigen Systems sozialer Sicherung liegt in der vorrangigen 

Bindung an das Erwerbseinkommen. Das hat schwerwiegende Auswirkungen vor allem auf die Situation von 

Frauen, und es steht der Orientierung an einem umfassenderen Arbeitsverständnis, das nicht auf Erwerbsarbeit 

fixiert ist, im Wege. Aber auch in dieser Hinsicht sind langsame Schritte der Anpassung erfolgversprechender als 

der große Wurf einer radikalen Umstellung. 

(17) Erhebliche Probleme ergeben sich aus dem Altersaufbau der Bevölkerung. Deutschland gehört zu den 

Ländern Europas mit der geringsten Geburtenziffer. Unter den jüngeren Generationen hat die Kinderlosigkeit 

stark zugenommen, die Gesellschaft polarisiert sich in private Lebensformen mit und ohne Kinder und gefährdet 

damit ihre Zukunftsfähigkeit. 

(18) Quantitative und qualitative Veränderungen im Gefüge des Sozialstaats sind sorgfältig zu unterscheiden. 

Auch in den 60er und 70er Jahren verdienten die Strukturen in der Bundesrepublik Deutschland den Namen 

Sozialstaat. Es ist nicht ausgemacht, daß unter veränderten Bedingungen alle Errungenschaften der 

Vergangenheit in ungeschmälerter Höhe festgehalten werden können. 

5. Die vordringlichste Aufgabe der Wirtschafts- und Sozialpolitik ist in den nächsten Jahren der Abbau 

der Massenarbeitslosigkeit. 

(19) Die anhaltende Massenarbeitslosigkeit ist ein gefährlicher Sprengstoff: im Leben der betroffenen Menschen 

und Familien, für die besonders belasteten Regionen, vor allem weite Teile Ostdeutschlands, für den sozialen 

Frieden. Ohne Überwindung der Massenarbeitslosigkeit gibt es auch keine zuverlässige Konsolidierung des 

Sozialstaats. Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit führt zu Einnahmeausfällen bei der Sozialversicherung und 

verursacht hohe Kosten vor allem im Rahmen der Arbeitslosenversicherung und der Sozialhilfe. Insofern ist 

nicht der Sozialstaat zu teuer, sondern die Arbeitslosigkeit. 

(20) Diese Einsicht darf jedoch nicht davon abhalten, die unter den Bedingungen fortdauernder Arbeitslosigkeit 

möglichen Schritte zu einer Entlastung und Stabilisierung des Systems der sozialen Sicherung zu tun. Dazu 

gehört die schrittweise Herausnahme versicherungsfremder Leistungen aus der Sozialversicherung. Diese 

Leistungen können zwar nicht alle wegfallen und müssen über Steuern finanziert werden. Aber es geht bei einer 

solchen Verschiebung darum, die Lohnnebenkosten spürbar zu senken, alle leistungsfähigen Bürgerinnen und 

Bürger an den Aufwendungen für die versicherungsfremden Leistungen zu beteiligen und nicht länger einseitig 

die Arbeitsplätze zu belasten. 

(21) Energische und dauerhafte Anstrengungen zum Abbau der Massenarbeitslosigkeit sind in den nächsten 

Jahren eine vorrangige Gemeinschaftsaufgabe. Sie dienen auch einer gleichberechtigten Teilnahme der Frauen 

am Erwerbsleben. Bund, Länder und Kommunen, Unternehmen und Gewerkschaften sowie die verschiedenen 

gesellschaftlichen Gruppen müssen hier zusammenwirken. Patentrezepte gibt es nicht. Es kommt darauf an, 
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verschiedene Wege zu nutzen. Priorität hat nach wie vor die Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze. Dem 

dient es, wenn die Arbeitskosten gesenkt werden. Hier tragen die Tarifpartner eine hohe Verantwortung. Mehr 

wirtschaftliches Wachstum allein wird aber auf absehbare Zeit nicht eine hinreichende Zahl an Arbeitsplätzen 

schaffen. Deshalb müssen ergänzende Mittel hinzukommen: vor allem die Teilung von Erwerbsarbeit, wie sie 

von vielen Frauen, aber auch von Männern zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie gewünscht wird, 

die Umwandlung jedenfalls eines Teils der geleisteten Überstunden in reguläre Voll- und Teilzeitarbeitsplätze 

und das Instrument der öffentlich geförderten Arbeit, mit dem Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanziert werden 

kann. 

6. Der Sozialstaat dient dem sozialen Ausgleich. Darum belastet er die Stärkeren zugunsten der 

Schwächeren. 

(22) Der soziale Ausgleich ist ein integraler Bestandteil des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft. Wer das 

Prinzip einer begrenzten Korrektur der Einkommensverteilung in Frage stellt, stellt den Sozialstaat in Frage. Nur 

ein finanziell leistungsfähiger Staat kann als Sozialstaat funktionieren. Er braucht die Mittel, um der 

Verpflichtung zum sozialen Ausgleich nachkommen zu können. Bei den sinnvollen Schritten zur 

"Verschlankung" des Staates darf er nicht "ausgehungert" werden und am Ende so sehr "abmagern", daß er seine 

Aufgabe als Sozialstaat nur noch unzureichend erfüllen kann. 

(23) Der zutreffende Grundsatz, daß Leistung sich im wirtschaftlichen Bereich lohnen muß, darf nicht dazu 

führen, daß die Bezieher hoher Einkommen einseitig von ihren Beiträgen zum sozialen Ausgleich entlastet 

werden. Leistungsfähigkeit für die solidarische Finanzierung des sozialen Ausgleichs bestimmt sich im übrigen 

nicht nur nach dem laufenden Einkommen, sondern auch nach dem Vermögen. Wird im Blick auf das Vermögen 

die Substanz- und Besitzstandswahrung für unantastbar erklärt, dann ist die Sozialpflichtigkeit des Eigentums in 

einer wichtigen Beziehung drastisch eingeschränkt oder sogar aufgehoben. Mehr und mehr breitet sich das 

Argument aus, viele Bürgerinnen und Bürger fänden die Abgabenbelastung zu hoch und darum müsse sie 

gesenkt werden. Oder: Wegen der hohen steuerlichen Belastung breite sich Schwarzarbeit aus, und darum müsse 

die steuerliche Belastung reduziert werden. Solche Argumente und Stimmungen müssen von der Politik ernst 

genommen werden, doch dürfen sie nicht vorrangiger Bezugspunkt von Entscheidungen werden. Vielmehr muß 

das Gemeinwohl Vorrang haben. Es gebietet angesichts der Unerträglichkeit der Massenarbeitslosigkeit, die 

Möglichkeiten zur Schaffung neuer Arbeitsplätze zu verbessern. In dem Maße, in dem sie dazu beiträgt, ist die 

Senkung der Steuer- und Abgabenlasten richtig und notwendig. 

(24) Nicht nur Armut, auch Reichtum muß ein Thema der politischen Debatte sein. Umverteilung ist 

gegenwärtig häufig Umverteilung des Mangels, weil der Überfluß auf der anderen Seite geschont wird. Ohnehin 

tendiert die wirtschaftliche Entwicklung dazu, den Anteil der Kapitaleinkommen gegenüber dem Anteil der 

Lohneinkommen zu vergrößern. Um so wichtiger wird das von den Kirchen seit langem vertretene Postulat einer 

breiteren Vermögensstreuung. Dafür wurde eine Reihe von Investivlohnmodellen entwickelt. 

(25) Sozialer Ausgleich und soziale Balance sind auch dann gefordert, wenn die Lasten neu verteilt werden. 

Veränderungen und Anpassungen des Sozialstaats dürfen nicht nur und auch nicht in erster Linie den 

Geringerverdienenden, den Arbeitslosen und den Sozialhilfeempfängern zugemutet werden. Das 

Gerechtigkeitsempfinden wird empfindlich gestört, wenn nicht zur gleichen Zeit bei denen Abstriche gemacht 

werden, die sie ohne Not verkraften können, und entschiedene Anstrengungen zur Bekämpfung von 

Steuerhinterziehung und Steuerflucht unternommen werden. 

7. Der Sozialstaat muß so weiterentwickelt werden, daß die staatlich gewährleistete Versorgung durch 

mehr Eigenverantwortung und Verantwortung der kleinen sozialen Einheiten gestützt wird. Er bedarf 

einer ihn tragenden und ergänzenden Sozialkultur. 

(26) Der Sozialstaat bedarf gerade angesichts der Finanzierungsprobleme der Weiterentwicklung: 

Eigenverantwortung und Verantwortung der kleinen sozialen Einheiten müssen gestärkt werden. Die 

traditionelle Sozialkultur befindet sich im Zuge der Industrialisierung und Urbanisierung in einem starken 

Wandel und hat sich an vielen Stellen aufgelöst. Ansätze zu einer neuen Sozialkultur zeichnen sich ab. Sie 

müssen gefördert werden. Darum spielen die Familien und neue Formen und Chancen der Solidarität, etwa in 

den Netzwerken assoziativer Selbsthilfe, in den Bürgerbewegungen und Ehrenämtern oder in der 

wechselseitigen Nachbarschaftshilfe, im Wort der Kirchen eine hervorgehobene Rolle. Eine neue Sozialkultur 

kann und soll nicht das staatliche System sozialer Sicherung ersetzen, aber sie kann Leistungen hervorbringen, 

die man bisher allzu schnell vom Staat erwartete. Eine entwickelte Sozialkultur trägt auch dazu bei, 
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Vereinsamung und soziale Kälte zu überwinden, und schafft so Voraussetzungen für eine menschenwürdigere 

Gesellschaft. 

(27) Um eben diese Sachverhalte geht es im Begriff der Subsidiarität. Treffend ist Subsidiarität mit Vorfahrt für 

Eigenverantwortung übersetzt worden. Dazu zählt auch mehr betrieblicher Gestaltungsspielraum bei der 

Arbeitszeitregelung und beim Lohnabschluß. Es darf nicht zu viel verbindlich für alle vereinbart werden. Die 

unteren Ebenen sind den betroffenen Menschen näher und können zu sachgerechteren und menschengerechteren 

Lösungen kommen. Subsidiarität ist nach seinem ursprünglichen Sinn ein Prinzip, das die Einzelperson und die 

kleinen und mittleren Einheiten davor schützt, daß ihnen entzogen wird, was sie aus eigener Initiative und mit 

eigenen Kräften leisten können. Ein anderer Akzent wird hingegen dort gesetzt, wo unter Berufung auf das 

Subsidiaritätsprinzip Aufgaben nach unten abgegeben und dann ehrenamtliche Leistungen eingefordert und 

Risiken sowie Kosten auf den einzelnen übertragen werden. Bei der Subsidiarität geht es darum, die 

Einzelpersonen und die untergeordneten gesellschaftlichen Ebenen zu schützen und zu unterstützen, nicht 

jedoch, ihnen wachsende Risiken zuzuschieben. Subsidiarität und Solidarität, Subsidiarität und Sozialstaat 

gehören insofern zusammen. Subsidiarität heißt: zur Eigenverantwortung befähigen, Subsidiarität heißt nicht: 

den einzelnen mit seiner sozialen Sicherung allein lassen. 

8. Die Ungleichheit der Lebensverhältnisse im Westen und im Osten Deutschlands wird noch für lange 

Zeit spürbar bleiben. Das Geschenk der Einheit muß wirtschaftlich und sozial mit Leben erfüllt werden. 

(28) Die wirtschaftliche Lage im Osten Deutschlands hat sich nach dem tiefen Einbruch von 1990/91 

bemerkenswert verbessert. Dennoch ist die unterschiedliche ökonomische Situation in den neuen Bundesländern 

gegenüber der Situation in den alten Bundesländern alltäglich erfahrbar. Den Menschen im Osten Deutschlands, 

insbesondere vielen Frauen, die die Hauptlast der Beschäftigungskrise zu tragen haben, sind durch die 

Vereinigung schmerzliche Anpassungsprozesse abverlangt worden. Sie halten weiter an. 

(29) Für Westdeutsche ist es eine jahrzehntelange Erfahrung: Freiheit hat ihren Preis; sie kann mißbraucht 

werden. Für viele Ostdeutsche mischte sich in die Freude über die neugewonnene Freiheit das Erschrecken über 

die Auflösung sozialer Bindungen und die Rücksichtslosigkeit in der Verfolgung eigensüchtiger Interessen. Der 

Preis für den Auszug aus der beherrschenden, aber auch betreuenden Diktatur der DDR war insbesondere ein 

Verlust an Sicherheitsgefühl und staatlich geplanter Fürsorge. 

(30) Die ökonomischen Leistungen, die den Westdeutschen für den Aufbau der wirtschaftlichen Verhältnisse in 

den neuen Bundesländern für längere Zeit abverlangt werden, sind unübersehbar. Es handelt sich um einen Teil 

der Kriegsfolgelast Deutschlands. Die Opfer der Solidarität, die im übrigen auch von den Menschen in den 

neuen Bundesländern erbracht werden, sind vollauf gerechtfertigt. Die Bereitschaft, die erforderlichen Lasten zu 

tragen, ist auch Grund zum Dank. Stimmen, die auf einen raschen Abbau dieser Leistungen drängen, sollte nicht 

nachgegeben werden. 

(31) Die Unterschiede der realen Lebensverhältnisse sind eine Folge der getrennten Entwicklung in 

unterschiedlichen Systemen. Ihre Überwindung gehört zu den Aufgaben der erneuerten Einheit der Deutschen. 

Sollte es in dem reichen Deutschland nicht gelingen, das West-Ost-Gefälle auszugleichen und die 

Lebensverhältnisse einander anzunähern - wie sollte man noch die Hoffnung bewahren, daß im Blick auf die 

weit auseinanderklaffenden Lebensverhältnisse in Europa und darüber hinaus ein größeres Maß an sozialer 

Gerechtigkeit geschaffen werden kann? Dabei geht es nicht einfach darum, den Osten im Produktions-, Konsum- 

und Infrastrukturniveau auf "Weststandard" zu bringen. Um den Erfordernissen einer zukunftsfähigen 

Gesellschaft zu entsprechen, müssen sich im Prozeß des weiteren Zusammenwachsens beide Teile Deutschlands 

verändern. 

9. Die Menschen teilen die Welt mit den anderen Geschöpfen Gottes. Deutschland lebt in der Welt 

zusammen mit anderen Ländern. Solidarität und Gerechtigkeit sind unteilbar. 

(32) Grundbedingung für eine zukunftsfähige Entwicklung ist die Erhaltung der natürlichen Grundlagen des 

Lebens. Kein Land der Erde wird auf lange Sicht dadurch reicher, daß es diese Grundlagen zerstört. Als 

Verteilungsregel sollte daher gelten: Recht und Billigkeit der Ressourcennutzung müssen sowohl unter der jetzt 

lebenden Weltbevölkerung als auch im Ablauf der Generationen gewährleistet sein. Um die Tragekapazität der 

ökologischen Systeme nicht zu überschreiten, können der Natur nicht unbegrenzt Rohstoffe entnommen und nur 

so viele Rest- und Schadstoffe in sie eingebracht werden, wie sie ohne Schaden aufzunehmen vermag. Diese 

Kriterien der Nachhaltigkeit nötigen dazu, den ökologischen Strukturwandel voranzubringen. Er setzt 
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Änderungen des Lebensstils voraus, und er zieht solche Änderungen nach sich. Die Kirchen tragen dazu bei, eine 

Politik des ökologischen Strukturwandels möglich zu machen, wenn sie den biblischen Gedanken der Umkehr 

auf Änderungen des Lebensstils hin auslegen und an der Gleichsetzung von "gut leben" und "viel haben" Kritik 

üben. 

(33) Die Kirche hat eine Botschaft an alle Menschen. Für sie kann der Horizont von Solidarität und 

Gerechtigkeit über Deutschland und Europa hinaus nur ein weltweiter sein. Das ist von besonderer Aktualität zu 

einem Zeitpunkt, an dem die Weltwirtschaft von Globalisierungsschüben erfaßt ist. Diese Globalisierung 

ereignet sich jedoch nicht wie eine Naturgewalt, sondern muß im Rahmen der Wirtschafts- und Finanzpolitik 

gestaltet werden. Sie kann zahlreichen wirtschaftlich wenig entwickelten Ländern neue Chancen geben. Die 

Chancen bestehen freilich nur so lange, wie die reichen Länder bereit sind, ihre Märkte offenzuhalten und weiter 

zu öffnen. Das verlangt den Menschen in Deutschland Umstellungen ab und ist für manche Wirtschaftszweige 

mit Einbußen verbunden. Die Kirchen treten in dieser Situation dafür ein, auch eine solche Entwicklung zu 

bejahen und zu fördern. Man kann nicht zuerst nach Chancen wirtschaftlicher Entwicklung für die ärmeren 

Länder rufen, aber dann zurückzucken, wenn es einen selbst etwas kostet. Die wirtschaftliche und soziale 

Entwicklung der ärmeren Länder zu fördern, ist zudem nicht nur ein Gebot weltweiter Solidarität und 

Gerechtigkeit, es ist auch ein Gebot des Selbstinteresses: Es ist unerläßlich, um die Fluchtursachen zu 

bekämpfen. Es ist Teil einer vorausschauenden Friedenspolitik. 

10. Das Wort der Kirchen zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland ist kein letztes Wort. 

(34) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Deutsche Bischofskonferenz verantworten das 

vorgelegte Wort. Sie haben in der Vorbereitung die Beiträge des Konsultationsprozesses sorgfältig ausgewertet, 

auf unterschiedliche Stimmen aufmerksam gehört und die dabei geltend gemachten Argumente abgewogen. Das 

Wort, das daraus entstanden ist, kann der Natur der Sache nach keine abschließende Stellungnahme sein. Rat der 

EKD und Deutsche Bischofskonferenz laden zur kritischen Auseinandersetzung ein. Das Wort ist Teil in dem 

weitergehenden öffentlichen Gespräch, welchen vorrangigen Zielen das wirtschaftliche und soziale Handeln 

verpflichtet sein muß und auf welchen Wegen diese Ziele am besten zu erreichen sind. 

3. Perspektiven und Impulse aus dem 

christlichen Glauben 

3.1 Die Frage nach dem Menschen 
(91) Analysen gesellschaftlicher Herausforderungen setzen bestimmte Kriterien der 

Wahrnehmung voraus und schließen anthropologische und ethische Vorentscheidungen ein. 

Ebenso gründet die Soziale Marktwirtschaft auf anthropologischen und ethischen 

Vorentscheidungen. Sie geht aus von einem Menschenbild, das Freiheit und persönliche 

Verantwortung wie Solidarität und soziale Verpflichtung beinhaltet. Insofern beruht die 

Soziale Marktwirtschaft auf Voraussetzungen, welche sie selbst nicht herstellen und auch 

nicht garantieren kann, ohne die sie aber auf Dauer nicht lebensfähig ist. Gerade in der 

gegenwärtigen Situation eines tiefgreifenden Umbruchs muß an diese Voraussetzungen 

erinnert werden, weil allein so Kräfte für die Vision wie für die Motivation erwachsen 

können, angesichts der neuen Herausforderungen das Leitbild einer solidarischen und 

gerechten Gesellschaft zu verwirklichen.  

(92) Die Besinnung auf das Menschenbild und die Grundwerte, auf denen die Soziale 

Marktwirtschaft gründet, ist die unerläßliche Voraussetzung für eine nachhaltige 

Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage. Hier liegt der genuine Beitrag der 

Kirchen. Denn das Menschenbild des Christentums gehört zu den grundlegenden geistigen 

Prägekräften der gemeinsamen europäischen Kultur und der aus ihr erwachsenen 

wirtschaftlichen und sozialen Ordnung. 
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3.2 Weltgestaltung aus dem christlichen Glauben 

3.2.1 Weltgestaltung als Gabe und Aufgabe 
(93) Im Licht des christlichen Glaubens erschließt sich eine bestimmte Sicht des Menschen: 

Er ist als Bild Gottes, als das ihm entsprechende Gegenüber geschaffen und so mit einer 

einmaligen unveräußerlichen Würde ausgezeichnet. Er ist als Mann und als Frau geschaffen; 

beiden kommt gleiche Würde zu. Zugleich ist er mit der Verantwortung für die ganze 

Schöpfung betraut; der Mensch soll Sachwalter Gottes auf Erden sein (Gen/1. Mos 1,26-28). 

So ist der Mensch geschaffen und berufen, um als leibhaftes, vernunftbegabtes, 

verantwortliches Geschöpf in Beziehung zu Gott, seinem Schöpfer, zu den Mitmenschen und 

zu allen Geschöpfen zu leben. Das ist gemeint, wenn vom Menschen als Person und von 

seiner je einmaligen und unveräußerlichen Würde als Person die Rede ist. 

(94) Die Bibel spricht auch von der Gebrochenheit der ursprünglichen Schöpfungsordnung, 

von der Entfremdung des Menschen von seiner eigentlichen Bestimmung. In den Geschichten 

vom Brudermord Kains an Abel, vom Turmbau zu Babel und von der Sintflut deutet sie in 

Bildern die durch Sünde und Schuld, durch menschlichen Hochmut und Egoismus wie durch 

strukturelle Ungerechtigkeit bestimmte menschheitliche Situation. Sie bezeugt freilich 

zugleich den Anbruch der neuen Schöpfung durch Kreuz und Auferstehung Jesu Christi, das 

Geschenk der Vergebung und Versöhnung wie der neuen Freiheit. Weil die Menschen in 

Jesus Christus bereits erlöst sind, brauchen sie sich in ihrer Lebens- und Weltgestaltung nicht 

selbst zu erlösen. Das befreit zu einem Handeln, das nicht länger der Sorge um sich selbst und 

der Absicherung durch Macht verpflichtet ist, sondern den Anforderungen der Sache und dem 

gegenseitigen Dienst. Der christliche Glaube lebt von der Hoffnung auf die neue Schöpfung, 

in welcher alle Tränen abgetrocknet, Klage, Trauer und Mühsal nicht mehr sein werden (Offb 

21,4). Menschen können dieses Reich Gottes nicht "machen". Den Perfektionszwängen und 

Überforderungen ist damit der Abschied gegeben. Die christliche Hoffnung macht fähig, im 

Raum des Vorletzten das, was unvollkommen bleibt, auszuhalten und zu würdigen. Sie gibt 

keine detaillierten Handlungsanweisungen, sie nimmt aber in Verantwortung für die Welt und 

den Menschen. Sie gibt Licht und Kraft, Mut und Zuversicht, sich unter den Bedingungen und 

in den Verhältnissen dieser Welt für eine menschenwürdige, freie, gerechte und solidarische 

Ordnung einzusetzen. Dieser Einsatz im Horizont des Reiches Gottes heißt, Zeugnis zu geben 

von der Würde des Menschen. 

(95) Trotz der Gebrochenheit menschlicher Existenz ist dem von Gott berufenen Menschen 

mit der Schöpfung wie mit der Erlösung die Fähigkeit zu einer verantwortlichen Gestaltung 

der Welt geschenkt. Dieses Können geht allem Sollen voraus. Die ethische Forderung 

entspringt der von Gott gegebenen Befähigung zu einem vernünftigen und verantwortlichen 

Handeln. Solcher Zuspruch und solche Ermutigung ist in der gegenwärtigen 

Umbruchsituation in besonderer Weise vonnöten. 

3.2.2 Weltgestaltung aus geschichtlicher und heilsgeschichtlicher Erfahrung 
(96) Die Berufung zur verantwortlichen Lebens- und Weltgestaltung gilt jedem und jeder 

einzelnen, jedoch nicht als Vereinzelte. Gott hat den Menschen als Individuum wie als 

Gemeinschaftswesen geschaffen und in die Gemeinschaft des Volkes Gottes berufen. Das 

Volk Gottes lebt aus der Erinnerung an die Geschichte des Erbarmens Gottes; es erzählt 

immer wieder Geschichten des göttlichen Erbarmens und feiert es in seinen Festen. Daraus 

schöpft es Kraft und Zuversicht; es weiß sich dadurch zugleich motiviert zur barmherzigen 

und solidarischen Zuwendung zu den Armen, Schwachen und Benachteiligten. Das Erbarmen 

macht damit ernst, daß jeder menschlichen Person, auch den Schwachen und den mit Schuld 

Beladenen, eine unveräußerliche Würde zukommt. Dieser Schatz geschichtlicher Erinnerung 

hilft, den neuen Herausforderungen gerecht zu werden. 
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(97) Die grundlegende geschichtliche Erfahrung ist die der Befreiung des Volkes Israel aus 

der Knechtschaft in Ägypten. Sie zeigt: Gott ist seinem Volk gnädig und barmherzig; er will 

das Leben der Menschen, und er befreit sie zur Freiheit. Er will zugleich, daß die Menschen 

sich ebenso wie er zu ihren Mitmenschen verhalten. So gründet die Lebensordnung der Zehn 

Gebote (Ex/2. Mos 20,1-17; Dtn/5. Mos 5,6-21) in der Erfahrung der Befreiung und im Bund 

Gottes mit seinem Volk. Sie zielt darauf, die in Gottes Befreiung geschenkte Freiheit durch 

Achtung vor dem Leben, durch Gerechtigkeit und Barmherzigkeit wie durch Zeugnis für die 

Wahrheit zu verwirklichen. Die Zehn Gebote sind Weisungen zu einem Leben in 

Menschenwürde, Freiheit, Gerechtigkeit und Wahrheit. Als solche sind sie kein biblisches 

Sonderethos; sie nehmen vielmehr allgemein-menschheitliche Einsichten auf, bestätigen und 

bekräftigen sie aufgrund der Erfahrungen in der Geschichte Gottes mit seinem Volk. 

(98) Die Erfahrung der Treue Gottes, der trotz menschlicher Untreue seinen Bund bewahrt, 

steht Hoffnung stiftend gegen die vielfältigen Kontrasterfahrungen der Geschichte, die 

Erfahrung der Ungerechtigkeit, Treulosigkeit und Verlogenheit. Sie lädt die Menschen immer 

wieder neu ein zu einem Handeln, das dem rechtschaffenden und gnädigen Willen Gottes für 

jeden einzelnen wie für alle dadurch Raum schafft, daß es die Mächte des Bösen eindämmt 

und das Gute befördert. Die Bibel übt prophetische Kritik an gesellschaftlichen 

Unrechtssituationen (Am 4,1; 5,7-15; 6,1-8; Jes 1,15-17; 10,1-4 u. a.); sie setzt sich vor allem 

für die Benachteiligten und für die Fremden ein (Ex/2. Mos 22,20-26; 23,6-9; Lev/3. Mos 

19,11-18.33f; Dtn/5. Mos 15,7-11; 24,17-22 u. a.). So wird in großen Teilen des Alten 

Testaments die gesellschaftsgestaltende Kraft des biblischen Glaubens deutlich. 

(99) Das Auftreten und die Botschaft Jesu liegen auf der Linie der Gottes- und Geschichts-

erfahrung seines Volkes. Jesus verbindet seine Botschaft vom Kommen des Reiches Gottes 

und die Einladung zum Glauben mit dem Ruf zur Umkehr (Mk 1,15), d. h. zu einem Leben, 

das ganz auf Gott und seine Gerechtigkeit und Barmherzigkeit setzt und sie im 

mitmenschlichen Leben bewährt. Jesus erneuert und erfüllt die alttestamentliche Verheißung 

der Befreiung und Heilung (Lk 4,16-30) und stellt sie in den Seligpreisungen der Bergpredigt 

ganz in den Horizont der Verheißung des Lebens für die Armen, Kleinen, Sanftmütigen und 

Gewaltlosen (Mt 5,3-12; Lk 6,20-26). Wenn er die alttestamentliche Forderung, heilig zu sein, 

so wie Gott heilig ist (Lev/3. Mos 19,2), aufnimmt (Mt 5,48), dann bedeutet dies für ihn 

zugleich, barmherzig zu sein, so wie Gott barmherzig ist (Lk 6,36). Mit dem Gebot der 

Nächsten-, ja der Feindesliebe (Mt 5,43-47; Lk 6,27-28) greift Jesus aus der 

Menschheitsüberlieferung die Goldene Regel auf und überbietet sie zugleich: "Alles, was ihr 

von anderen erwartet, das tut auch ihnen." (Mt 7,12; Lk 6,31) Jesus hat diese Haltung nicht 

nur gelehrt, sondern sie auch vorgelebt. Er war ganz der Mensch für die anderen Menschen. 

Er ist selbst den Weg der Solidarität, der Barmherzigkeit und der Gewaltlosigkeit gegangen. 

Aufgrund seines Leidens und seines gewaltsamen Todes ist er den Menschen in allem 

solidarisch geworden (Phil 2,6-11). Kreuz und Auferstehung Jesu Christi begründen die 

Hoffnung, daß Gott ihnen in allen und gerade in den menschlich hoffnungslosen Situationen 

Heil schaffend nahe ist. 

3.2.3 Weltgestaltung als Auftrag der Kirche als Volk Gottes 
(100) Die Linien des biblischen Ethos, die im Alten wie im Neuen Testament aufgezeigt sind, 

bestimmen auch die Lebensordnung und die soziale Botschaft der Kirche als Volk Gottes. In 

der Nachfolge Jesu existiert die Kirche nicht für sich selbst, und sie darf sich auch nicht nur 

mit sich selbst beschäftigen. Sie hat eine Sendung für alle Menschen und alle Völker (Mt 

28,19). Sie soll durch Wort und durch Tat allen Menschen die frohe und befreiende Botschaft 

von Gottes Gegenwart mitten in unserem Leben und in unserer Geschichte bezeugen. Ihre 

Botschaft vom Heil gilt dem einzelnen Menschen wie dem Zusammenleben der Menschen 
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und der Völker. Die Kirche hat damit einen öffentlichen Auftrag und eine Verantwortung für 

das Ganze des Volkes und der Menschheit. 

(101) Deshalb dürfen Glauben und Leben, Verkündigung und Praxis der Kirche sowohl im 

eigenen Verhalten der Kirche wie in ihrer Botschaft nicht auseinandertreten. Die Christen 

können nicht das Brot am Tisch des Herrn teilen, ohne auch das tägliche Brot zu teilen. Ein 

weltloses Heil könnte nur eine heillose Welt zur Folge haben. Der Einsatz für 

Menschenwürde und Menschenrechte, für Gerechtigkeit und Solidarität ist für die Kirche 

konstitutiv und eine Verpflichtung, die ihr aus ihrem Glauben an Gottes Solidarität mit den 

Menschen und aus ihrer Sendung, Zeichen und Werkzeug der Einheit und des Friedens in der 

Welt zu sein, erwächst. Auch in dem Bemühen um gegenseitige Annäherung und um Einheit 

versuchen die getrennten Kirchen, dieser ihrer Sendung zu entsprechen und Zeichen der 

Versöhnung zu setzen. 

(102) Die soziale Botschaft, die die Kirchen auf der Grundlage des biblischen Ethos in 

wachsender Gemeinsamkeit im gesellschaftlichen Raum geltend machen, ist das Ergebnis der 

Reflexion über menschliche Erfahrungen in verschiedenen geschichtlichen Situationen und 

Kulturen. Die christliche Soziallehre ist darum kein abstraktes System von Normen; sie 

entspringt vielmehr der immer wieder neuen Reflexion auf die menschliche Erfahrung in 

Geschichte und Gegenwart im Licht des christlichen Menschenbildes. Sie gibt keine 

technischen Lösungen und konkreten Handlungsanweisungen, sondern vermittelt 

Perspektiven, Wertorientierungen, Urteils- und Handlungskriterien. Sie hat sowohl eine 

prophetisch-kritische wie eine ermutigende, versöhnende und heilende Funktion. 

3.3 Grundlegende ethische Perspektiven 

3.3.1 Das Doppelgebot der Gottes- und Nächstenliebe 
(103) Die Erinnerung an Gottes Erbarmen begründet das Doppelgebot der Gottes- und der 

Nächstenliebe (Mk 12, 28-31 par), in dem das menschliche Handeln seine grundlegende 

biblische Orientierung findet. Dieses Doppelgebot gilt nach neutestamentlichem Zeugnis als 

Zusammenfassung aller anderen Gebote und so als "Erfüllung des Gesetzes" (Röm 13,8-10). 

Jesus setzt das Doppelgebot der Gottes- und Nächstenliebe mit dem Gehalt des 

alttestamentlichen Gesetzes gleich (vgl. Mt 22,34-40). Es ist die Grundnorm, in der sich das 

biblische Ethos als Gemeinschaftsethos auf den Begriff bringen läßt. Dabei bleibt der 

Anspruch nicht auf die Gemeinschaft des Volkes Israel oder der christlichen Gemeinde 

beschränkt. Im Gebot, den Fremden zu lieben "wie dich selbst" (Lev/3. Mos 19,34), und im 

Gebot der Feindesliebe (Lk 6,27.35) werden alle Grenzen überschritten. Es kommt zu einer 

Entfeindung aller mitmenschlichen Beziehungen und zu einer Entgrenzung mitmenschlicher 

Solidarität. So kommt in der Einheit von Gottes- und Nächstenliebe der Zusammenhang von 

Gottesbeziehung und Weltverantwortung, von Glaube und Ethos als sittliche Grundidee der 

biblischen Tradition zum Ausdruck. 

(104) Gottesliebe ohne Nächstenliebe bleibt abstrakt, ja letztlich unwirklich: "Wenn jemand 

sagt: Ich liebe Gott!, aber seinen Bruder haßt, ist er ein Lügner. Denn wer seinen Bruder nicht 

liebt, den er sieht, kann Gott nicht lieben, den er nicht sieht." (1 Joh 4,20) Deshalb wird die 

Gottesliebe in der Nächstenliebe zur Tat, wie umgekehrt die gelebte Nächstenliebe zur 

Gottesliebe führt. Wenn also Gottes- und Nächstenliebe, Glaube und Ethos, Bekenntnis sowie 

Feier des Glaubens und Praxis der Gerechtigkeit nicht voneinander zu trennen sind, dann muß 

sich das Doppelgebot der Liebe auch in der strukturellen Dimension auswirken: in dem 

Ringen um den Aufbau einer Gesellschaft, die niemanden ausschließt und die Lebenschancen 

für alle sichert. 
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3.3.2 Vorrangige Option für die Armen, Schwachen und Benachteiligten 
(105) Die christliche Nächstenliebe wendet sich vorrangig den Armen, Schwachen und 

Benachteiligten zu. So wird die Option für die Armen zum verpflichtenden Kriterium des 

Handelns. Die Erfahrung der Befreiung aus der Knechtschaft, in der sich Gottes vorrangige 

Option für sein armes, geknechtetes Volk bezeugt, wird in der Ethik des Volkes Israel zum 

verbindlichen Leitmotiv und zum zentralen Argument für die Gerechtigkeitsforderung im 

Umgang mit den schwächsten Gliedern der Gesellschaft: Das Recht der Armen wird 

begründet mit der Erinnerung an die Rettung aus der Sklaverei: "Du sollst das Recht von 

Fremden, die Waisen sind, nicht beugen. Du sollst das Kleid einer Witwe nicht als Pfand 

nehmen. Denk daran: Als du in Ägypten Sklave warst, hat dich der Herr, dein Gott, dort 

freigekauft. Darum mache es dir zur Pflicht, diese Bestimmung einzuhalten." (Dtn/5. Mos 

24,17f) Besonders eindringlich prangern die Propheten Ungerechtigkeit, Ausbeutung und 

Unterdrückung an, die das Leben der Gesellschaft Israels vergiften, und stellen die 

Verantwortlichen unter das Urteil Gottes (Am 2,6f u. a.). Dabei geht es nicht um Vernichtung, 

sondern um die Rettung der ganzen Gemeinschaft des Gottesvolkes. Entscheidend ist: Der 

lebensförderliche Umgang mit den Armen, die Verwirklichung von Recht und Gerechtigkeit 

sind Indiz der Treue zum Gottesbund. 

(106) In der Gerichtsrede des Matthäusevangeliums gewinnt der Zusammenhang zwischen 

der Option Gottes für die Armen und dem gerechten Tun der Menschen sehr konkreten 

Ausdruck. Jesus Christus macht die Entscheidung über die endgültige Gottesgemeinschaft der 

Menschen abhängig von der gelebten Solidarität mit den Geringsten. "Kommt her, die ihr von 

meinem Vater gesegnet seid, nehmt das Reich in Besitz, das seit der Erschaffung der Welt für 

euch bestimmt ist. Denn ich war hungrig, und ihr habt mir zu essen gegeben; ich war durstig, 

und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich war fremd und obdachlos, und ihr habt mich 

aufgenommen; ich war nackt, und ihr habt mir Kleidung gegeben; ich war krank, und ihr habt 

mich besucht; ich war im Gefängnis, und ihr seid zu mir gekommen ... Amen, ich sage euch: 

Was ihr für einen meiner geringsten Brüder getan habt, das habt ihr mir getan." (Mt 25,34-

36.40) Die versöhnliche Begegnung mit den Armen, die Solidarität mit ihnen, wird zu einem 

Ort der Gottesbegegnung. 

(107) In der vorrangigen Option für die Armen als Leitmotiv gesellschaftlichen Handelns 

konkretisiert sich die Einheit von Gottes- und Nächstenliebe. In der Perspektive einer 

christlichen Ethik muß darum alles Handeln und Entscheiden in Gesellschaft, Politik und 

Wirtschaft an der Frage gemessen werden, inwiefern es die Armen betrifft, ihnen nützt und 

sie zu eigenverantwortlichem Handeln befähigt. Dabei zielt die biblische Option für die 

Armen darauf, Ausgrenzungen zu überwinden und alle am gesellschaftlichen Leben zu 

beteiligen. Sie hält an, die Perspektive der Menschen einzunehmen, die im Schatten des 

Wohlstands leben und weder sich selbst als gesellschaftliche Gruppe bemerkbar machen 

können noch eine Lobby haben. Sie lenkt den Blick auf die Empfindungen der Menschen, auf 

Kränkungen und Demütigungen von Benachteiligten, auf das Unzumutbare, das 

Menschenunwürdige, auf strukturelle Ungerechtigkeit. Sie verpflichtet die Wohlhabenden 

zum Teilen und zu wirkungsvollen Allianzen der Solidarität. 

3.3.3 Gerechtigkeit 
(108) Wenn die Christen das biblische Zeugnis mit den aktuellen Herausforderungen 

zusammen lesen, gewinnen sie nicht nur ethische Orientierungen für das eigene Handeln; es 

ergeben sich vielmehr auch ethische Einsichten, die sich auf den institutionellen Rahmen der 

Gesellschaft beziehen. Dazu gehört vor allem der Begriff der Gerechtigkeit. Gerechtigkeit ist 

ein Schlüsselbegriff der biblischen Überlieferung, der alles umschließt, was eine heile 
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Existenz des Menschen ausmacht. Er steht in der Bibel in Verbindung mit Frieden, Freiheit, 

Erlösung, Gnade, Heil. 

(109) In der älteren philosophischen und theologischen Diskussion wurde die Idee der 

Gerechtigkeit als grundlegendes Ordnungsprinzip der Gesellschaft entfaltet. Sie besagt, daß 

jedem das Seine und d. h. daß jedem sein Recht zukommt, als Person anerkannt zu werden 

und ein menschenwürdiges Dasein zu führen. Jedem kommt das Recht zu, die grundlegenden 

materiellen und immateriellen Möglichkeiten zu haben, um sein Leben in eigener 

Verantwortung zu gestalten und bei der Gestaltung des Lebens der Gesellschaft mitbestimmen 

und mitwirken zu können. Jedem kommt damit auch das als sein Recht zu, was er aufgrund 

öffentlich anerkannter Regeln durch eigene Leistung geschaffen bzw. erworben hat. Dieses 

Recht jedes einzelnen ist von allen anderen wie vom Gesellschaftsganzen zu respektieren, wie 

umgekehrt jeder die Rechte der anderen und des Ganzen der Gesellschaft respektieren muß. 

Allein durch solche Gerechtigkeit ist der Frieden in der Gesellschaft und in der Welt zu 

sichern. 

(110) In der theologischen Tradition wurde die Idee der Gerechtigkeit nach den verschiedenen 

Beziehungsebenen aufgegliedert. Danach hat der einzelne gegenüber dem Staat bzw. dem 

Gesellschaftsganzen die Verpflichtung, die als Gesetzesgerechtigkeit (iustitia legalis) 

bezeichnet wird; umgekehrt ist der Staat dem einzelnen gegenüber in der Pflicht im Sinne der 

austeilenden Gerechtigkeit (iustitia distributiva). Beide zielen auf die gerechte Verteilung von 

Rechten und Pflichten im Gemeinwesen. Darüber hinaus sind die Beziehungen zwischen den 

Gesellschaftsgliedern nach Gerechtigkeitsmaßstäben zu gestalten; dies besagt die 

ausgleichende Gerechtigkeit (iustitia commutativa), die im Hinblick auf die Situation in der 

Wirtschaft auch das Gebot der Fairneß in den Marktbeziehungen umfaßt. 

(111) So wichtig und für die Gestaltung gesellschaftlicher Beziehungen hilfreich eine solche 

Einteilung ist, so wenig kann sie unter den Bedingungen der modernen Gesellschaft genügen. 

Deshalb hat der Begriff der sozialen Gerechtigkeit als übergeordnetes Leitbild Eingang in die 

Sozialethik der Kirchen gefunden. Er besagt: Angesichts real unterschiedlicher 

Ausgangsvoraussetzungen ist es ein Gebot der Gerechtigkeit, bestehende Diskriminierungen 

aufgrund von Ungleichheiten abzubauen und allen Gliedern der Gesellschaft gleiche Chancen 

und gleichwertige Lebensbedingungen zu ermöglichen. 

(112) In dem Begriff der sozialen Gerechtigkeit drückt sich aus, daß soziale Ordnungen 

wandelbar und in die gemeinsame moralische Verantwortung der Menschen gelegt sind. Zur 

Verwirklichung von Gerechtigkeit gehört es daher, daß alle Glieder der Gesellschaft an der 

Gestaltung von gerechten Beziehungen und Verhältnissen teilhaben und in der Lage sind, 

ihren eigenen Gemeinwohlbeitrag zu leisten. "Suche nach Gerechtigkeit ist eine Bewegung zu 

denjenigen, die als Arme und Machtlose am Rande des sozialen und wirtschaftlichen Lebens 

existieren und ihre Teilhabe und Teilnahme an der Gesellschaft nicht aus eigener Kraft 

verbessern können. Soziale Gerechtigkeit hat insofern völlig zu Recht den Charakter der 

Parteinahme für alle, die auf Unterstützung und Beistand angewiesen sind ... Sie erschöpft 

sich nicht in der persönlichen Fürsorge für Benachteiligte, sondern zielt auf den Abbau der 

strukturellen Ursachen für den Mangel an Teilhabe und Teilnahme an gesellschaftlichen und 

wirtschaftlichen Prozessen."8. 

(113) Es müssen also Strukturen geschaffen werden, welche dem einzelnen die 

verantwortliche Teilnahme am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben erlauben. Dazu 

gehört neben den politischen Beteiligungsrechten Zugang zu Arbeits- und 

Beschäftigungsmöglichkeiten, die ein menschenwürdiges, mit der Bevölkerungsmehrheit 
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vergleichbares Leben und eine effektive Mitarbeit am Gemeinwohl ermöglichen. Um sich 

beteiligen zu können und die Möglichkeit zu haben, in der öffentlichen Meinungsbildung 

gehört und verstanden zu werden, ist außerdem ein Bildungssystem notwendig, das neben 

beruflichen Fähigkeiten politisches Urteilsvermögen und die Fähigkeit zu politischem 

Engagement vermittelt. 

(114) Bei der Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit kommt dem biblischen Ethos eine 

befreiende und stimulierende Funktion zu. Das biblische Ethos erschöpft sich nämlich nicht in 

der Forderung nach Gerechtigkeit. Das der menschlichen Person Zukommende und 

Gebührende ist mehr als Gerechtigkeit, nämlich persönliche Zuwendung, Liebe und 

Barmherzigkeit. So ist die Barmherzigkeit eine Erfüllung der Gerechtigkeit, die diese zugleich 

überbietet. Eben deshalb hebt die Barmherzigkeit die Forderungen der Gerechtigkeit nicht 

auf. Die christliche Barmherzigkeit setzt die Gerechtigkeit vielmehr voraus, und sie muß ihre 

Authentizität in der Motivation und in der Entschlossenheit zur Gerechtigkeit gegen 

jedermann, im Kampf gegen ungerechte Strukturen und im Einsatz für den Aufbau einer 

gerechteren Gesellschaft erweisen. 

3.3.4 Solidarität und Subsidiarität 
(115) Eine gerechte Gesellschaft baut auf den beiden sich ergänzenden Prinzipien der 

Solidarität und der Subsidiarität auf. Sie bringen zum Ausdruck, daß der Mensch je einmalige 

Person und als solche zugleich ein soziales Wesen ist. 

(116) Der Begriff Solidarität wird in der Alltagssprache wie im politischen Sprachgebrauch so 

vielfältig verwendet, daß es nicht einfach ist, ihn eindeutig zu bestimmen und vor Mißbrauch 

zu schützen. Solidarität meint zunächst die Tatsache menschlicher Verbundenheit und 

mitmenschlicher Schicksalsgemeinschaft. Wenn Menschen aufgrund von Gemeinsamkeiten, 

Ähnlichkeiten oder wechselseitigen Abhängigkeiten entdecken, daß sie trotz vielfältiger 

Unterschiede dennoch ein "wir" bilden, kann aus dieser Tatsache ein Impuls zu solidarischem 

Handeln entstehen. Denn die Tatsache der Verbundenheit bzw. der Abhängigkeit fordert zu 

ethischer Gestaltung heraus, und in diesem qualifizierten Sinne ist Solidarität Sache und 

Ergebnis einer Entscheidung. Menschen, die sich solidarisch verbunden wissen, erkennen und 

verfolgen gemeinsame Interessen und verzichten auf eigennützige Vorteilssuche, wenn diese 

zu Lasten Dritter oder der Gemeinschaft geht. 

(117) Die Bereitschaft zu solidarischem Handeln soll auch über den unmittelbar 

überschaubaren zwischenmenschlichen Bereich hinaus die sozialen Beziehungen zwischen 

den gesellschaftlichen Gruppen und Kräften prägen. In diesem Sinne versteht die Enzyklika 

Sollicitudo rei socialis Solidarität als die feste und beständige Entschlossenheit, sich für das 

"Gemeinwohl", und das heißt für das Wohl aller und eines jeden einzusetzen. "Diejenigen, die 

am meisten Einfluß haben, weil sie über eine größere Anzahl von Gütern und 

Dienstleistungen verfügen, sollen sich verantwortlich für die Schwächsten fühlen und bereit 

sein, Anteil an ihrem Besitz zu geben. Auf derselben Linie von Solidarität sollten die 

Schwächsten ihrerseits keine rein passive oder gesellschaftsfeindliche Haltung einnehmen, 

sondern selbst tun, was ihnen zukommt, wobei sie durchaus auch ihre legitimen Rechte 

einfordern. Die Gruppen der Mittelschicht ihrerseits sollten nicht in egoistischer Weise auf 

ihrem Eigenvorteil bestehen, sondern auch die Interessen der anderen beachten". 9 

(118) Dieser Maßstab gilt entsprechend auch für die internationalen Beziehungen. Die heutige 

globale wechselseitige Abhängigkeit muß sich in eine weltweite Solidarität umwandeln, 

welche die reichen Industrienationen zur Entwicklungshilfe als Hilfe zur Selbsthilfe und zum 

Abbau von Protektionismus verpflichtet. Die Güter der Schöpfung sind für alle bestimmt. 
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Was menschlicher Fleiß durch Verarbeitung von Rohstoffen und Arbeitsleistung hervorbringt, 

muß dem Wohl aller in gleicher Weise dienen. 

(119) So kommt im Grundsatz der Solidarität ein grundlegendes Prinzip der 

Gesellschaftsgestaltung zur Geltung. In ihm schlägt sich die Einsicht nieder, daß in der 

Gesellschaft "alle in einem Boot sitzen" und daß deshalb ein sozial gerechter Ausgleich für 

das friedliche und gedeihliche Zusammenleben unerläßlich ist. Dies gilt sowohl im Inneren 

einer Gesellschaft wie auch in dem umfassenderen Horizont der Einen Welt. 

(120) Ebenso wie die gleiche Menschenwürde aller die Einrichtung der Gesellschaft nach 

dem Grundsatz der Solidarität verlangt, fordert sie zugleich dazu heraus, der je einmaligen 

Würde und damit der Verantwortungsfähigkeit und Verantwortlichkeit einer jeden 

menschlichen Person Rechnung zu tragen. Deshalb wird der Solidarität das Prinzip der 

Subsidiarität zur Seite gestellt. Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, die 

Verantwortlichkeit der einzelnen und der kleinen Gemeinschaften zu ermöglichen und zu 

fördern. Die gesellschaftlichen Strukturen müssen daher gemäß dem Grundsatz der 

Subsidiarität so gestaltet werden, daß die einzelnen und die kleineren Gemeinschaften den 

Freiraum haben, sich eigenständig und eigenverantwortlich zu entfalten. Es muß vermieden 

werden, daß die Gesellschaft, der Staat oder auch die Europäische Union Zuständigkeiten 

beanspruchen, die von nichtstaatlichen Trägern oder auf einer unteren Ebene des 

Gemeinwesens ebenso gut oder besser wahrgenommen werden könnten. Auf der anderen 

Seite müssen die einzelnen wie die kleinen Gemeinschaften aber auch die Hilfe erhalten, die 

sie zum eigenständigen, selbsthilfe- und gemeinwohlorientierten Handeln befähigt. 

(121) Diese doppelte Bedeutung der Subsidiarität ist gerade in der gegenwärtigen Situation in 

Erinnerung zu rufen. Das Prinzip der Subsidiarität ernstzunehmen bedeutet, Abschied zu 

nehmen von dem Wunsch nach einem Wohlfahrtsstaat, der in paternalistischer Weise allen 

Bürgerinnen und Bürgern die Lebensvorsorge abnimmt. Demgegenüber gilt es, 

Eigenverantwortung und Eigeninitiative zu fördern. Es gilt, in den Betrieben wie in der 

Gesellschaft die vorhandenen menschlichen Fähigkeiten, Ideen, Initiativen und soziale 

Phantasie zum Tragen zu bringen und die Erneuerung der Sozialkultur zu fördern. 

Andererseits entspricht es nicht dem Sinn des Subsidiaritätsprinzips, wenn man es einseitig 

als Beschränkung staatlicher Zuständigkeit versteht. Geschieht dies, dann werden den 

einzelnen und den kleineren Gemeinschaften, insbesondere den Familien, Lasten aufgebürdet, 

die ihre Lebensmöglichkeiten im Vergleich zu anderen Gliedern der Gesellschaft erheblich 

beschränken. Gerade die Schwächeren brauchen Hilfe zur Selbsthilfe. Solidarität und 

Subsidiarität gehören also zusammen und bilden gemeinsam ein Kriterienpaar zur Gestaltung 

der Gesellschaft im Sinne der sozialen Gerechtigkeit. 

3.3.5 Nachhaltigkeit 
(122) Die Solidarität bezieht sich nicht nur auf die gegenwärtige Generation; sie schließt die 

Verantwortung für die kommenden Generationen ein. Die gegenwärtige Generation darf nicht 

auf Kosten der Kinder und Kindeskinder wirtschaften, die Ressourcen verbrauchen, die 

Funktions- und Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft aushöhlen, Schulden machen und die 

Umwelt belasten. Auch die künftigen Generationen haben das Recht, in einer intakten 

Umwelt zu leben und deren Ressourcen in Anspruch zu nehmen. Diese Maxime versucht man 

neuerdings mit dem Prinzip der Nachhaltigkeit und der Forderung nach einer nachhaltigen, d. 

h. einer dauerhaften und zukunftsfähigen Entwicklung auszudrücken. 

(123) Die Zielperspektive der Nachhaltigkeit schließt vor allem die Verantwortung für die 

Schöpfung ein. Im biblischen Denken ist diese Dimension der Verantwortung darin 
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begründet, daß der Mensch Geschöpf unter Mitgeschöpfen ist (Gen/1. Mos 1-2; Ps 8; 104). Er 

ist in eine Schicksalsgemeinschaft mit allen Geschöpfen eingebunden. Es kommt ihm eine 

besondere Verantwortung für die übrige Schöpfung zu. Er soll die Erde bebauen und 

bewahren (Gen/1. Mos 2,15), d. h. sie kultivieren und zu einem bewohnbaren Lebensraum 

gestalten und sie als solchen bewahren. Die besondere Stellung des Menschen begründet kein 

Recht zu einem willkürlichen und ausbeuterischen Umgang mit der nicht-menschlichen 

Schöpfung. Vielmehr nimmt sie den Menschen in die Pflicht, als Sachwalter Gottes für die 

geschöpfliche Welt einzustehen, ihr mit Ehrfurcht zu begegnen und schonend, haushälterisch 

und bewahrend mit ihr umzugehen. 

(124) In manchen biblischen Texten kommt zum Ausdruck, daß Heil oder Unheil der 

Menschen und Frieden oder Unfrieden zwischen ihnen zugleich Harmonie oder Zerstörung, 

Frieden oder Unfrieden für Pflanzen und Tiere wie für die gesamte Natur bedeuten. Darauf 

will schon die Erzählung von der Sintflut und von Gottes Bund mit Noah (Gen/ 1. Mos 6-9) 

wie die prophetische Vision von einem messianischen Friedensreich (Jes 11,1-9) hindeuten. 

Nach Paulus liegt die gesamte Schöpfung in Wehen und harrt auf das Offenbarwerden der 

Freiheit und Herrlichkeit der Kinder Gottes (Röm 8,20-22). Auch wenn solche biblischen 

Aussagen kein ökologisches Ethos im modernen Sinn enthalten, so weisen sie doch auf eine 

umfassende Vernetzung aller Wirklichkeitsbereiche hin. Eine menschliche Gesellschaft kann 

nur dann zukunftsfähig sein, wenn sie diesem ökologischen Gesamtzusammenhang Rechnung 

trägt. 

(125) Die christliche Soziallehre muß künftig mehr als bisher das Bewußtsein von der 

Vernetzung der sozialen, ökonomischen und ökologischen Problematik wecken. Sie muß den 

Grundgedanken der Bewahrung der Schöpfung mit dem einer Weltgestaltung verbinden, 

welche der Einbindung aller gesellschaftlichen Prozesse in das - allem menschlichen Tun 

vorgegebene - umgreifende Netzwerk der Natur Rechnung trägt. Nur so können die Menschen 

ihrer Verantwortung für die nachfolgenden Generationen gerecht werden. Eben dies will der 

Leitbegriff einer nachhaltigen, d. h. dauerhaft umweltgerechten Entwicklung zum Ausdruck 

bringen. 

--- 
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